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SVP aus dem Bundesrat? Nein, sagt die SP
Die SP-Co-Spitze kritisiert die SVP hart. Die «Diktatur»-Sprachregelung sei sehr gefährlich. Den Rauswurf der Partei  
aus der Regierung fordert sie aber nicht.

Othmar von Matt

BERN. Es sind erstaunliche Aussagen, 
die SP-Co-Präsident Cédric Wermuth 
macht, nachdem die SVP die Schweiz 
als «Diktatur» bezeichnete – und SP-
Bundesrat Alain Berset als «Diktator». 
«Alle grossen Parteien gehören in unse-
rem System in die Regierung, auch die 
SVP», sagt er. «Wenn sie sich aus der Ver-
antwortung stehlen und die Regierung 
verlassen will, muss sie das schon selber 
tun. Wir fordern nicht ihren Rauswurf.»

Cédric Wermuth und Mattea Meyer 
wollen die SVP weiterhin in der Regie-
rung. Sie setzen damit den Akzent zu 
ihr anders als Vorgänger Christian Lev-
rat. «Die Frage stellt sich, ob der SVP 
weiterhin zwei Sitze in der Landesregie-
rung zustehen sollen», hatte er im 
Herbst in der «NZZ am Sonntag» gesagt. 
Levrat ermunterte zur Abwahl eines 
SVP-Bundesrats: «Heute muss man vor 
der SVP keine Angst mehr haben. Das 
System muss reagieren. Und die Blo-
cher-Abwahl im Jahr 2007 hat gezeigt, 
dass es funktionieren kann.»

Mit Wermuths Worten verabschiedet 
sich die SP von Levrats Drohkulisse, die 
SVP müsse konkordanter werden, sonst 
fliege sie mindestens teilweise aus der 
Regierung. Auch wenn es Wermuth of-
fenlässt, wie sich die SP verhält, sollte 
etwa SVP-Bundesrat Ueli Maurer vor 
2023 zurücktreten. «Die Mehrheitsver-
hältnisse im Bundesrat sind wichtig», 
sagt er. «Sollte es vor den Wahlen einen 
Rücktritt geben, werden wir die Situa-
tion dann beurteilen.»

Vergleich mit Donald Trump
Der Co-Präsident äussert sich sonst 

sehr deutlich zur Oppositionspolitik der 
SVP. «Wir sind alle Regierungs- und Op-
positionspartei», sagt er. «Die neue Qua-
lität bei der SVP besteht aber darin, dass 
sie eine offene Obstruktionspolitik be-
treibt mitten in der grössten gesund-
heitspolitischen Krise seit Jahrzehn-
ten.» Mit dem Insistieren auf dem Be-
griff «Diktatur» sorge die SVP zudem 
«für eine Radikalisierung», sagt Wer-
muth. «Sie nimmt eine gewalttätige Es-
kalation in Kauf, gibt einem sehr rech-
ten Teil der Bevölkerung das Signal, er 
dürfe sich ausserhalb der demokrati-
schen Spielregeln bewegen.»

 Wermuth vergleicht die Angriffe der 
SVP mit jenen von Donald Trump in den 
USA. «Er stellte die Demokratie auch nie 
offen in Frage», sagt er. «Trump sprach 
aber vom Diktat der Demokraten und 
dem gestohlenen Sieg. Damit gab er sei-
nen Anhängern die Legitimation, Ge-

walt anzuwenden.» Auch die Kritik der 
SVP an Anne Lévy und Nora Kronig, Di-
rektorin und Vizedirektorin des Bun-
desamts für Gesundheit, vergleicht er 
mit Trumps Attacken auf den Immuno-
logen Anthony Fauci. Die SVP versuche, 
«die Verwaltung einzuschüchtern». Das 
sei «umso grotesker», als sie Bundes-, 
National- und Ständeratspräsidenten 
stelle.

Wermuth nimmt auch den Freisinn in 
die Pflicht. «Die FDP ist für mich die 
grösste Enttäuschung», sagt er. «Sie 
führt wieder brav aus, was Herrliberg 
vorgibt. Aus reinem Angst vor Wähler-
verlust.» Die FDP scheine den Anspruch 
«auf eine eigenständige, liberale Positio-
nierung leider wieder aufgegeben» zu 
haben. Für ihn widerspiegelt die Vierer-
mehrheit von FDP und SVP im Bundes-
rat die realen Mehrheitsverhältnisse in 
Volk und Parlament nicht mehr. «Vor al-

lem der Nationalrat hat sich stark verän-
dert.» Besonders gefährdet ist 2023 für 
ihn die FDP: «Sie ist die Partei, die im 
Bundesrat eindeutig am stärksten über-
vertreten ist.»

Aeschi: «Differenzierte Diskussion»
SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi 

verteidigt den Begriff «Diktatur». «Als 
das Parlament das Epidemiengesetz 
beriet, ging es nie davon aus, dass es zu 
einem derartigen Machttransfer hin 
zum Bundesrat kommen könnte, wie es 
in der Pandemie zwölf Monate lang der 
Fall ist», sagt er. Der Ausdruck «Dikta-
tur» sei in diesem Zusammenhang ent-
standen. «Es gibt ein Problem in der 
Konzentration der Macht bei der Exe-
kutive», sagt er. «Das Parlament will, 
dass das Epidemiengesetz revidiert 
wird und es dem Bundesrat während 
einer längeren Pandemie direkt Vorga-
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ben machen kann – ohne Umweg über 
eine eigene Notverordnung.» Zum Vor-
wurf, die SVP legitimiere Gewalt, sagt 
Aeschi: «Wir Parteien und die Stimm-
bürger diskutieren die Machtkonzent-
ration des Bundesrats differenziert in 
den Medien. Das zeigt eben gerade, 
dass dies ein demokratischer Prozess 
ist. Gewalt ist keine im Spiel.» Und zur 
Kritik an Lévy und Kronig: «Parlamen-
tarier dürfen Spitzenbeamte, die an 
Pressekonferenzen auftreten und über 
300 000 Franken verdienen, sehr wohl 
für Verfehlungen in ihrem Verantwor-
tungsbereich kritisieren.»

Und FDP-Vizepräsident Andrea Ca-
roni sagt zu den Vorwürfen am Frei-
sinn: «Wir verfolgen eine unabhän-
gige liberale Politik. Die Unterschiede 
zwischen FDP und SVP sind um ein 
Vielfaches grösser als zwischen SP 
und Grünen.»

Jetzt geht es um eine Einigung
Das Parlament geht in die nächste Runde um einen informellen Ge genvorschlag zu den Trinkwasser- und Pestizidinitiativen. Das Geschäft ist  
nächste Woche erneut im Nationalrat. Offen sind noch zwei Punkte. In einem zeichnet sich ein Kompromiss ab. 

Andrea Tedeschi

BERN/SCHAFFHAUSEN. Beim informellen 
Gegenvorschlag zu den beiden Pestizid-
initiativen, über die das Stimmvolk im 
Juni abstimmt, gibt es noch keine Eini-
gung. Strittig sind zwei Punkte. Das Ge-
schäft geht voraussichtlich am Dienstag 
nochmals in den Nationalrat. «Wir wer-
den am Zuströmbereich festhalten, 
sonst muss das Geschäft in die Eini-
gungskonferenz», sagt Martina Munz, 
Schaffhauser Nationalrätin (SP). Ihr 
Ratskollege Leo Müller, Luzerner Natio-
nalrat (CVP) und Vizepräsident der zu-
ständigen Wirtschaftskommission, sagt 
dagegen: «Welche Lösung sich durch-
setzen wird, ist offen. Tendenziell set-
zen sich in Einigungskonferenzen aber 
die Ideen des Ständerates eher durch.» 
Hannes Germann, Schaffhauser Stän-
derat (SVP), ist ebenfalls überzeugt: 
«Der Ständerat wird sich bei den Zu-

strömbereichen durchsetzen. Ohne Ver-
nehmlassung geht nichts.» 

Ungewisse Folgen für die Bauern
Beide Räte wollen die Kantone dazu 

verpflichten, in der Umgebung von 
Grundwassererfassungen schärfere Vor-
gaben für den Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln zu erlassen. Der Stände-
rat will zuerst die Kantone und Betrof-
fene anhören, das möchte aber die 
Mehrheit des Nationalrats nicht. Die 
Kantone hätten die Zonen längst aus-
scheiden sollen. Oft scheiterten sie aber 
am Widerstand der lokalen Landwirte. 
Das erstaunt Müller nicht. Er ist im Na-
tionalrat in der Minderheit, die sich für 
eine Vernehmlassung einsetzt und sagt: 
«Die Zuströmbereiche machen 10 Pro-
zent der landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen aus, das ist viel, und es sind zudem 
die besten Böden. Auch sind die Folgen 
für die Landwirte nicht geklärt.» 

Am Mittwoch stimmte der National-
rat einer Motion zu, welche die Zuström-
bereiche separat ausscheiden will. Der 
Bund soll die Kantone finanziell zudem 
unterstützen, sofern sie die Zuströmbe-
reiche bis 2030 umgesetzt haben. «Zu-
sammen mit der Motion hätten wir 
einen wirksamen Trinkwasserschutz 
als  griffige Antwort auf die beiden Ab-
stimmungsvorlagen. Denn selbst wenn 
ein Grenzwert von 0,1 Mikrogramm pro 
Liter gilt, sagt das noch nichts darüber 
aus, wie viele Wirkstoffe sich als Cock-
tail im Wasser befinden und wie sich 
diese langfristig auf die Biodiversität 
und Wasserlebewesen auswirken», sagt 
Munz, doch bis die Motion umgesetzt 
sei, dauere es mindestens ein bis zwei 
Jahre. Ähnlich sieht es Kilian Bau-
mann, Berner Nationalrat (Grüne): «Mit 
dem Umweg über die Motion wird die 
Bezeichnung der Zuströmbereiche ver-
zögert. Man kann auch provokativ sa-

gen, dass die Gegner genau das beab-
sichtigt haben.» 

Ein Kompromiss in Sicht
Der zweite noch offene Punkt betrifft 

den Import von Futter und Dünger, der 
als zu viel Gülle in die Umwelt gelangen 
kann und zugunsten der Biodiversität 
reduziert werden soll. Wer Dünger und 
Futter in Umlauf bringt, soll dem Bund 
die Lieferungen offenlegen. Während 
der Ständerat der Ansicht ist, dass die 
Landwirte nur Dünger und Kraftfutter 
melden sollten, will der Nationalrat 
Dünger und alles Futter berücksichti-
gen. «Entweder wir gehen in die Eini-
gungskonferenz oder es wird auf einen 
Kompromiss hinauslaufen», sagt Bau-
mann. Eine Möglichkeit sei, dass es min-
destens beim Kraftfutter mehr Transpa-
renz gebe. Germann stimmt ihm zu: «Es 
läuft auf einen Kompromiss hinaus mit 
möglichst wenig Bürokratie.»

«Wir werden am  
Zuströmbereich  
festhalten, sonst muss 
das Geschäft in die  
Einigungskonferenz.»
Martina Munz 
Schaffhauser Nationalrätin (SP)

«Die FDP ist für mich die 
grösste Enttäuschung. 
Sie führt wieder brav aus, 
was Herrliberg vorgibt.»
Cédric Wermuth 
Co-Präsident SP Schweiz


